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1 Anlass und Ziel der Satzung 
Am südwestlichen Ortsrand des Ortsteils Grebenhain besteht durch die Eigentümer von Flächen, die unmit-
telbar an die „Hauptstraße“ (Bundesstraße B275) grenzen, der konkrete Bedarf für eine wohnbauliche Ent-
wicklung und eine Teilfläche für die Energieversorgung bzw. für Nahwärme. Die Flächen grenzen unmittelbar 
an die bestehende Siedlungsbebauung im Ortsteil Grebenhain an, sind aber dem planerischen Außenbe-
reich zuzuordnen. Aufgrund der bereits bestehenden Einzelbebauung innerhalb des Geltungsbereiches der 
Abrundungssatzung hier auf der Nordseite der „Hauptstraße“ und der angrenzenden Bebauung im Nordos-
ten (Schulkomplex und Gemeindeverwaltung) sowie der gegenüberliegenden, an der „Hauptstraße“ befind-
lichen Wohnbebauung werden die hier im Geltungsbereich der Abrundungssatzung unbebauten Flächen 
städtebaulich wie Baulücken wahrgenommen. 

Durch die Aufstellung der Abrundungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB, unter der Einbeziehung 
vorhandener Einzelhausbebauung, soll die planungsrechtliche Grundlage für die ordnungsgemäße, städte-
bauliche Entwicklung, die einer Zersiedlung der Landschaft entgegenwirkt, geschaffen werden. Die Einbin-
dung der bestehen Einzelhausbebauung dient hierbei lediglich der Bestandssicherung.  

Die Abrundungssatzung ermöglicht das Bauen auf den bisher noch unbebauten Flächen nördlich der „Haupt-
straße“ in Grebenhain. Die Satzung dient damit der Deckung der konkreten Wohnbedürfnisse der Bevölke-
rung gem. § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB. Das ist das wesentliche Ziel der Satzung. 

1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 
Der Geltungsbereich der Abrundungssatzung „Hauptstraße“, OT Grebenhain, umfasst die Flurstücke 48, 49, 
50 sowie 51 teilw., Flur 28 der Gemarkung Grebenhain mit einer Gesamtfläche von 8.865 m². 

Der Geltungsbereich befindet sich am südwestlichen Ortsrand des Ortsteils Grebenhain, hier nördlich ent-
lang der „Hauptstraße“. Dieser wird nordöstlich, östlich sowie südlich durch öffentliche Verkehrsflächen mit 
angrenzender Siedlungsbebauung begrenzt. Im Norden bzw. Nordwesten grenzen landwirtschaftliche Flä-
chen, hier Grünlandbestände unterschiedlicher Nutzungsintensität, an. 

Das Satzungsgebiet ist auf nachfolgender Abbildung dargestellt. 

 

Abb. 1: Katasterausschnitt mit Kennzeichnung des Geltungsbereiches (genordet, ohne Maßstab) 
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2 Planungsvorgaben 
2.1 Übergeordnete Planungen 
Regionalplan Mittelhessen 

Im Regionalplan Mittelhessen 2010 wird das Plangebiet nördlich der Hauptstraße (B 275) als „Vorbehalts-
gebiet Landwirtschaft“ deklariert. Direkt angrenzende Flächen im Süden und Osten werden bereits als „Sied-
lung Bestand“ ausgewiesen.  

Hinsichtlich der Siedlungsstrukturen ist zu beachten, dass das Schließen von Baulücken und das Auffüllen 
vorhandener Baugebiete Vorrang vor der Ausweisung neuer Baugebiete hat. Die Gemeinde Grebenhain hat 
entsprechend bereits Möglichkeiten einer Bebauung von Baulücken im Ortsteil Grebenhain geprüft, aktuell 
bestehen dazu jedoch keine Möglichkeiten (vgl. Kapitel 10.4 – Alternativenprüfung). 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

Abb. 2: Ausschnitt Regionalplan Mittelhessen 2010 mit Kennzeichnung des Geltungsbereichs 

2.2 Örtliche Planungen 
Grebenhain ist eines der 15 Ortsteile der Gemeinde Grebenhain. Der Ortsteil Grebenhain selbst liegt im 
Mittelpunkt der Großgemeinde Grebenhain und ist Verwaltungssitz. Grebenhain ist umgeben von Offenland. 

Flächennutzungsplan 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Grebenhain weist für einen Teilbereich des 
Geltungsbereichs der Abrundungssatzung eine gemischte Baufläche aus sowie östlich angrenzend eine Flä-
che für Landwirtschaft. Des Weiteren ist ein zu schützender Gehölzstreifen eingezeichnet. Westlich ist die 
Schutzgebietsgrenze des Vogelschutzgebietes „Vogelsberg“ eingetragen. 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 3: Ausschnitt Flächennutzungsplan der Gemeinde Grebenhain, OT Grebenhain 

Geltungsbereich 

Geltungsbereich 
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Verbindliche Bauleitplanung 

Für den Geltungsbereich der Abrundungssatzung liegt kein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. Die hier vor-
handene Einzelhausbebauung ist baurechtlich, über bestehende Baugenehmigungen, gesichert. Südlich der 
„Hauptstraße“ beginnt der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3 Grebenhain „Am Eisenbergsweg“ 
(Stand 05.1967), welche die Flächen entlang der Straße als Mischgebiet ausweist. 

Auch für die angrenzenden bestehenden Siedlungsstrukturen bzw. die nähere Umgebung liegen keine Be-
bauungspläne vor. Bei der nordöstlich/östlich an den Geltungsbereich angrenzenden Bebauung, handelt es 
sich um Gemeinbedarfsflächen, hier Schule und Gemeindeverwaltung, welche ebenfalls baurechtlich über 
vorliegende Baugenehmigungen gesichert sind. 

2.3 Innenentwicklung und Bodenschutz 
Das Baugesetzbuch wurde mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden zu 
stärken. Der Vorrang der Innenentwicklung zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von Flächen ist in-
sofern ausdrücklich zum Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. Die städtebauliche Entwicklung soll nun 
vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 Abs. 5 BauGB). 

In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach  
§ 1a Abs. 2 BauGB in Satz 4 folgendes bestimmt: Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich 
oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der 
Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstände, Bau-
lücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.  

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass in den Begründungen darzulegen ist, dass die Gemeinde Bemü-
hungen unternommen hat, um vor der Neuinanspruchnahme von Flächen zunächst die Möglichkeiten der 
Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen. 

Hier bei dieser Aufstellung der Abrundungssatzung handelt es sich unter Einbeziehung der vorhandenen 
Bestandsbebauung (Einzelhausbebauung) und der angrenzenden Siedlungsstrukturen um die Wahrneh-
mung der vorhandenen Freiflächen als Baulücken entlang der „Hauptstraße“. Die Gemeinde möchte auf 
diesen Flächen eine Bebauung ermöglichen und so einen geschlossen Siedlungsrand entlang der „Haupt-
straße“ (B 275) schaffen. 

Die Fläche bzw. das Satzungsgebiet ist bereits voll erschlossen und befindet sich aktuell im Außenbereich. 
Es werden hier faktische Baulücken als Bauflächen ausgewiesen.  

Die Belange des Bodenschutzes werden im Rahmen der Umweltprüfung (vgl. Umweltsteckbrief, Kapitel 10) 
in der fachlich gebotenen und gesetzlichen Form berücksichtigt. 

2.4 Schutzgebiete 
Der Geltungsbereich der Satzung sowie das gesamte Gemeindegebiet befindet sich im Naturpark „Hoher 
Vogelsberg“.  

NATURA 2000-Gebiete (FFH- oder SPA-Gebiet) sowie Landschaftsschutzgebiet (LSG), Naturschutzgebiete 
(NSG) befinden sich nicht im Plangebiet. Das Vogelschutzgebiet „Vogelsberg“ (SPA DE 5421-401) beginnt 
ca. 62 m westlich des Geltungsbereiches. Betroffenheiten der Erhaltungsziele des Gebietes können jedoch 
ausgeschlossen werden. 

Geschützte Landschaftsbestandteile oder geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG) befinden sich ebenfalls nicht 
im Geltungsbereich oder direktem Umfeld. Ca. 185 m nördlich bzw. nordwestlich des Geltungsbereiches 
beginnt ein geschützter Biotopkomplex, hier „Feuchtgehölze-Feuchtbrachen-Wiesen-Bach-Komplex 
westlich von Grebenhain“, welches teilweise geschützt ist (5521K0008). Westlich in ca. 85 m Abstand zum 
Geltungsbereich beginnt eine Allee mit einem Erhaltungsgrad der Stufe B, welche gemäß § 30 BNatSchG 
geschützt ist. Die Ausweisung der Satzung führt aufgrund der Abstände zu keinen Betroffenheiten des 
Biotopkomplexes und der geschützten Biotope. 

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebiet. 

Oberflächengewässer und Überschwemmungsgebiete sind ebenfalls nicht betroffen. 

Bodendenkmäler oder kulturhistorische Einzeldenkmäler befinden sich nicht im Geltungsgebiet oder weite-
ren Umfeld. 
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2.5 Rechtliche Situation und Einordnung als vereinfachtes Verfahren 
Die Innenbereichssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 wird als Ergänzungs- bzw. Abrundungssatzung 
bezeichnet und erweitert den Innenbereich in den planungsrechtlichen Außenbereich. Es bedarf der geord-
neten städtebaulichen Entwicklung, die im vorliegenden Fall durch die gesicherte Erschließung durch die 
„Hauptstraße“ gegeben ist. Zudem erfolgt die unmittelbare Anbindung an die vorhandenen Siedlungsstruk-
turen des Ortsteils und die Einbindung einer Einzelhausbebauung innerhalb des Geltungsbereiches. Die 
überplanten Freiflächen treten hier als Baulücken in Erscheinung. 

Die Aufstellung der Satzung wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Im verein-
fachten Verfahren wird von einer Umweltprüfung nach §2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a 
BauGB, von der Abgabe nach § 3 abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, sowie vorn der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 
BauGB abgesehen. Von einer frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung der Öffentlichkeit sowie der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §§ 3, 4 Abs.1 BauGB wird ebenfalls abgesehen. 

Aus Gründen der Umweltvorsorge und um die Belange von Natur und Umwelt angemessen zu berücksich-
tigen, wird für die Abrundungssatzung dennoch eine Abschätzung der Umweltfolgen im Sinne eines Um-
weltsteckbriefes vorgenommen (vgl. Kapitel 10). Außerdem muss sich in der entsprechenden Anwendung 
des § 1a Abs. 3 BauGB mit einem abwägungsgerechten Ausgleich befasst werden, da Baurecht für ehemals 
ausgewiesene Grünflächen geschaffen wird. 

3 Ausgangssituation 
3.1 Prägung des Gebietes 
Das Satzungsgebiet befindet sich im ländlich geprägten Raum mit Siedlungsverbund entlang der „Haupt-
straße“ des Ortsteils Grebenhain. Die Ortsmitte des Ortsteils Grebenhain befindet sich nordöstlich des Gel-
tungsbereiches. 

Nutzungsstruktur 

Der Geltungsbereich der Satzung wird derzeit als Wiese bzw. Grünland genutzt. Auf der Fläche befinden 
sich zusätzlich zwei private Grundstücke mit jeweils einem Einfamilienhaus, das nördlichere davon ist eine 
Tierarztpraxis. 

Südlich sowie auch westlich wird der Geltungsbereich durch eine Baumreihe von der Straße (Hauptstraße) 
sowie durch Strauchhecken zu den angrenzenden Nutzungen abgegrenzt. Im Westen beginnen landwirt-
schaftliche Nutzflächen (Grünlandbestände unterschiedlicher Nutzungsintensität). Nördlich angrenzend an 
den Geltungsbereich befindet sich die Oberwaldschule Grebenhain. Südlich des Geltungsbereiches und der 
„Hauptstraße“ befindet sich die Straßenmeisterei und DRK-Rettungswache von Grebenhain.  

 

Abb. 4: Luftbild Darstellung des Geltungsbereichs mit angrenzenden Nutzungen 
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3.2 Erschließung 
Die verkehrliche Erschließung erfolgt über die öffentliche Straße „Hauptstraße“ (B 275). Die bereits an den 
Weg bzw. die Straße angrenzende Grundstücke/Bebauungen werden jeweils über private Zufahrten er-
schlossen. 

Der nächste Anschluss an das öffentliche Verkehrsnetz (Bushaltestelle) befindet sich an der „Hauptstraße“, 
hier vor der Schule, ca. 20 m Fußweg vom Geltungsbereich entfernt. 

Die technische Erschließung mit Trinkwasser sowie Abwasser ist grundsätzlich gesichert. Es bestehen An-
schlussmöglichkeiten an die örtliche Wasserversorgung, die Abwasserentsorgung sowie an das Strom- und 
Telekommunitionsnetz im Bereich der vorhandenen Bebauung sowie im Bereich der öffentlichen Straße 
„Hauptstraße“ (B 275).  

3.3 Altlasten und Kampfmittel 
Nach vorliegendem Kenntnisstand sind keine Nutzungseinschränkungen aus Umweltaltlasten zu erwarten. 

Kampfmittelverdachtsflächen sind nicht bekannt. 

4 Städtebauliche Konzeption / Getroffene Festsetzungen 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung dienen, die 
die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber 
künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende so-
zialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten. 
Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 
Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukultu-
rell zu erhalten und zu entwickeln. 

In diesem Sinne ist die Fortführung der bestehenden Siedlungsstrukturen aus städtebaulicher Sicht konse-
quent. Auf diese Weise wird die bestehende Nutzung nur weiterentwickelt, nicht aber generell ein neuer 
Siedlungsschwerpunkt geplant.  

Gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 Satz 1 BauGB kann eine Gemeinde einzelne Außenbereichsflächen in die im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile einbeziehen, wenn die einbezogenen Flächen durch die bauliche Nut-
zung des angrenzenden Bereichs entsprechend geprägt sind. Dies trifft für das festgelegte Satzungsgebiet 
zu. 

Die Satzung ist mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar.  

Durch diese Ausweisung/Satzung wird die städtebauliche Außenkante des Ortsteiles Grebenhain in nord-
westliche Richtung ergänzt. 

4.1 Festsetzungen Abrundungssatzung 
Folgende Festsetzungen werden in der vorliegenden Abrundungssatzung getroffen: 

Für das Satzungsgebiet wird festgesetzt, dass sich die Bebauung gemäß § 34 Abs.1 BauGB hinsichtlich 
ihrer Art der baulichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen muss. Die Zulässigkeit 
eines Vorhabens richtet sich nach § 34 Abs.1 bis 3 BauGB. Die Art der baulichen Nutzung innerhalb des 
Geltungsbereichs der Satzung entspricht somit einem Dörflichen Wohngebiet (MDW).  

1. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
Die Grenze des Ortsrandes des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Grebenhain für den Bereich „Haupt-
straße“ wird gemäß der Planzeichnung festgelegt. 

Der Geltungsbereich der Satzung umfasst die Flurstücke 48, 49, 50 sowie 51 teilw., Flur 28 der Gemarkung 
Grebenhain. Er wurde so abgegrenzt, dass die einzubeziehende Fläche unmittelbar an die bestehende Be-
bauung angrenzt und sich eindeutig als Bestandteil des Siedlungszusammenhangs einordnen lässt. Die Sat-
zung stellt somit eine klare begrenzte städtebauliche Abrundung dar. 
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2. Gestaltung 

Innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (Satzungsgebiet) sind Vorhaben zulässig, wenn es 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut wer-
den soll, der Eigenart der näheren Umgebung einfügt.  

Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben, das Ortsbild darf 
nicht beeinträchtigt werden. 

3. Überbaubare Grundstücksflächen 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch die Festsetzung von Baugrenzen 
bestimmt. 

Im Bestand vorhandene Gebäude können in ihrer Lage auch außerhalb der Baugrenzen erhalten bleiben. 
Ein Neubau nach Abriss bzw. ein Anbau an das Gebäude außerhalb der Baugrenzen ist nicht zulässig. 

4. Grünordnung 
Gehwege, PKW-Stellplätze, Garagenzufahrten und Hofflächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise her-
zustellen 

Die nicht überbauten Grundstücksfreiflächen sind als Garten-, Grün- u./o. Gehölzflächen anzulegen und 
dauerhaft zu unterhalten. 

Unzulässig ist die flächenhafte Anlage von Stein-/ Kies-/ Splitt- und Schotterbereichen. Wasserdichte oder 
nicht durchwurzelbare Materialien (Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von permanent mit Wasser gefüllten 
Gartenteich zulässig. Ausgenommen sind Spritzschutzstreifen entlang von Fassaden, mit max. 0,5 m. 

Innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung findet die Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutz-
gesetz §§ 13ff. BNatSchG Anwendung. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahren sind die Eingriffe in 
Natur und Landschaft und Boden gemäß der Hessischen Kompensationsverordnung (KV Hessen 2018) zu 
bilanzieren und durch geeignete Ausgleichsmaßnahmen auf dem Grundstück selbst oder externen Flächen 
oder durch den Ankauf von Ökopunkten zu kompensieren. Die Eingriffs-/Ausgleichbilanz ist im Zuge der 
Bauantragsplanung der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen und abzustimmen. Die Um-
setzung ist in einem Freiflächenplan zum Bauantrag darzustellen. 

5. Immissionsschutz 
Die Ausweisung der Abrundungssatzung erfolgt in Kenntnis der von der Bundesstraße B 275 (Hauptstraße) 
ausgehenden Emissionen. Die durch den Betrieb der Bundesstraße B 275 entstehenden Emissionen (ins-
besondere Lärm, Staub) können zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen. Es obliegt den Bauher-
ren, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Der Baulastträger der angrenzenden Straßen des 
überörtlichen Verkehrs übernimmt keinerlei Forderungen hinsichtlich Lärm-, Abgas und Erschütterungs-
schutz, auch zu keinem späteren Zeitpunkt. 

Es ist Sorge dafür zu tragen, dass Vorkehrungen zum Schutz vor Umwelteinflüssen gemäß § 9 (1) 24 BauGB 
in Verbindung mit § 50 BImSchV bzw. zur Minderung solcher Einwirkungen getroffen werden, beispielsweise 
durch Schallschutzmaßnahmen. 

In diesem Sinne, ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens der Nachweis über die Einhaltung der Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile nach DIN 4109-1:2018-01 in Verbindung mit DIN 4109-
2:2018-01 zu erbringen. Zur Bestimmung der erforderlichen Schalldämmung der Außenbauteile von Schlaf-
räumen und Kinderzimmern ist von einem Lärmpegelbereich IV auszugehen. 

Grundsätzlich ist die Einhaltung aller sich aus der TA Lärm ergebenden Anforderungen innerhalb und au-
ßerhalb des Geltungsbereiches der Abrundungssatzung einzuhalten. 

6. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie 
 für Ablagerungen; Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel 
 entgegenwirken (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 5 BauGB) 
Festgesetzt sind Flächen für Versorgungsanlagen, hier für Energieversorgung und Nahwärme. 

7. Verkehrsflächen 
Im Rahmen des Bauantrages sind die Grundstückszufahrten hinsichtlich ihrer Lage, Breite und Ausbildung 
mit dem Straßenbaulastträger HessenMobil abzustimmen und in einem Lageplan zum Bauantrag darzustel-
len. 
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4.2 Ergänzende Hinweise und nachrichtliche Festsetzungen  
Weiterhin enthält die Abrundungssatzung nachfolgende Hinweise und nachrichtliche Festsetzungen: 

Denkmalschutz und Bodenfunde 
Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 
Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 
HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege, Abt. hessenARCHÄOLOGIE, oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu melden. Funde und Fundstellen sind bis zum Ablauf einer Woche in unveränder-
tem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 
HDSchG). 

Arten- und Biotopschutz 
Zum Schutz von Vorkommen potenziell wild lebender Tiere sowie zur Sicherung von Lebensräumen und 
Biotopen sind nachfolgende Festsetzungen getroffen: 

- Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden Vogelar-
ten (d.h. ausschließlich zwischen dem 01.10. und dem 28.02. eines jeden Jahres) erfolgen. 

- Die Brut- und Setzzeit der wild lebenden Vogelarten ist während der Frühlingsmonate zu berück-
sichtigen, das heißt: 

- Bei Baubeginn zwischen 1. April und 31. August sind die Grünflächen (Wiesen) im gesamten Pla-
nungsraum einschließlich vorhandener Wegraine in 2-wöchigem Abstand ab Ende März regelmäßig 
zu mähen. 

- An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen und Gehölze sind vor mechanischen Schädigun-
gen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen nach DIN 18920 und R-SBB zu schützen. 

Zur Verringerung der Umweltbelastung für Mensch und Tier, zum Artenschutz, zum Erhalt des nächtlichen 
Ortsbildes, zur Energieeinsparung und zur Rücksichtnahme auf Nachbarschaft und Verkehrsteilnehmer ist 
möglichst umweltfreundliche und blendfreie Beleuchtung einzusetzen, die nicht über den Bestimmungsbe-
reich bzw. Nutzfläche hinaus strahlt. Sie ist zum Schutz nachtaktiver Insekten mit insektenschonender Be-
leuchtung nach dem Stand der Technik auszustatten und bei Nichtbedarf und in den Nachtstunden zu redu-
zieren bzw. abzuschalten. 

Zulässig sind nur: 

- der Horizontalen abstrahlen (0 % Upward Light Ratio), 
- max. 5 Lux Beleuchtungsstärke für Weg- und Zugangsbeleuchtung, 
- max. 10 Lux für Hof- und Parkplatzbeleuchtung, 
- niedrige Lichtpunkthöhen, die die Traufhöhe des Gebäudes nicht übersteigen, 
- Leuchtmittel mit geringem Blauanteil (Orientierung: Farbtemperatur 1800 bis max. 3000 Kelvin), 
- Leuchtdichten von max. 50 cd/m² im dörflichen Bereich und 100 cd/m² im urbanen Umfeld für klein-

flächige Anstrahlungen bzw. selbstleuchtende Flächen mit weniger als 10 m². Leuchtdichten von 
max. 2 cd/m² im dörflichen Bereich und 5 cd/m² im urbanen Umfeld für Anstrahlungen bzw. selbst-
leuchtende Flächen mit mehr als 10 m². Hintergründe sind dunkel zu halten. 

Die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter oder spiegelnder Glaskonstruktionen mit einer zu-
sammenhängenden Glasfläche von mehr als 20 m² ist zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden in 
der Regel unzulässig (§ 37 Abs. (2) HeNatG). Weiterhin sind bei Neubau und grundlegender Sanierung 
bestehender Baukörper großflächige und spiegelnde Fassaden zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar 
sind, so zu gestalten, dass Vogelschlag vermieden wird (§ 37 Abs. (3) HeNatG). 

Bodenschutz und Altlasten 
Ergeben sich im Zuge von Bodeneingriffen Hinweise auf schadstoffbedingte schädliche Bodenveränderun-
gen, ist im Sinne der Mitwirkungspflichten nach § 4 (2) HAltBodSchG die zuständige Bodenschutzbehörde 
zur Abstimmung des weiteren Vorgehens hinzuzuziehen. 

Bei Bau-, Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung von Bauabfäl-
len" (Baumerkblatt, Stand: 05.03.2025) der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten (www.rp-gies-
sen.hessen.de, Umwelt, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Bau- und Abbruchabfälle). 

Weiterhin wird im Hinblick auf die ordnungsgemäße Abfallentsorgung für mineralische Abfälle wird auf die 
Vorgaben der seit 01.08.2023 geltenden Ersatzbaustoffverordnung (EBV) vom 09.07.2021 (BGBl I s. 2598) 
hingewiesen. Die EBV enthält u. a. die Anforderungen an die getrennte Sammlung von mineralischen Abfäl-
len aus technischen Bauwerken sowie die Anforderungen an den Einbau von zulässigen mineralischen 
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Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken (z. B. Errichtung eines Walles mit Bodenmaterial bzw. Erdaus-
hub) und sonstige Verpflichtungen (z. B. Anzeigepflichten). Hierzu wird auf die Infoblätter der Regierungs-
präsidien zur Ersatzbaustoffverordnung unter folgendem Link: https://rp-giessen.hessen.de/umwelt/ab-
fall/abfallnews/ersatzbaustoffverordnung (Abfall -> Abfallnews -> Ersatzbaustoffe) verwiesen. 

Bei der Bauausführung sind die vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (HMUKLV) herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für Häuslebauer“ und „Boden-
schutz für Bauausführende“ zu beachten. 

Erfolgt die Verwertung des Oberbodens durch Auf- oder Einbringen auf oder in eine durchwurzelbare Bo-
denschicht, sind die Anforderungen des § 7 i.V.m. § 6 der BBodSchV zu beachten, ansonsten gelten die 
Anforderungen der jeweils annehmenden Stellen. 

5 Immissionsschutz - Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (gem. § 9 (1) Nr. 4 BauGB) 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entsprechend 
zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermie-
den werden. 

Die durch die Abrundungssatzung ermöglichte Bebauung muss sich nach § 34 Abs.1 BauGB in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügen. Im zu betrachtenden Umfeld sowie im Plangebiet selbst sind keine Nut-
zungen, welche eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung benötigen, vorhanden oder zulässig. Die 
geplante Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes steht nicht in Konflikt mit den angrenzenden Nut-
zungen (Wohnen). 

Die Ausweisung der Abrundungssatzung erfolgt in Kenntnis der von der Bundesstraße B 275 ausgehenden 
Emissionen. Der Baulastträger der angrenzenden Straßen des überörtlichen Verkehrs übernimmt keinerlei 
Forderungen hinsichtlich Lärm-, Abgas und Erschütterungsschutz, auch zu keinem späteren Zeitpunkt. 

Entsprechende Vorkehrungen zum Schutz vor Umwelteinflüssen nach § 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB in Verbin-
dung mit § 50 BImSchV bzw. zur Minderung solcher Einwirkungen sind im Zuge der Bauantragsplanung zu 
berücksichtigen und müssen im Zuge der Baugenehmigung nachgewiesen werden. 

Alle sich aus der TA Lärm ergebenden Anforderungen innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplans sind grundsätzlich einzuhalten. 

6 Klimaschutz 
Seit der BauGB-Novelle 2004 wurde die „Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz“ gesondert als Ziel 
der Bauleitplanung im Baugesetz aufgeführt. Gemeinden wurde grundsätzlich die Möglichkeit eingeräumt, 
mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen, auch die Umsetzung von energiepolitischen und ener-
giewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen. Nach der Neufassung von § 1 Abs. 5 BauGB sollen die 
Bauleitpläne nunmehr „Klimaschutz und Klimaanpassung insbesondere auch in der Stadtentwicklung“ för-
dern.  

Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde unter dem Aspekt des Klimaschutzes und des Einsatzes erneuerbarer 
Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung geändert und ergänzt. Beachtlich ist hierbei die 
vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 Satz 2 und § 1a Abs. 5 BauGB), 
die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne (§§ 5 und 9 BauGB) und städtebaulicher Verträge  
(§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie  
(§ 248 BauGB). 

Über die im Baugesetzbuch eröffneten Möglichkeiten (s.o.) kann auf die speziellen, energiefachrechtlichen 
Regelungen, mit ihren Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Energien, ver-
wiesen werden, die bei der Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind. 

Entsprechend des Gebäudeenergiegesetzes (GEG vom 08.08.2020, zuletzt geändert durch Art. 1 G. v. 
16.10.2023 I Nr. 280) werden die Eigentümer von Gebäuden, die neu errichtet werden, dazu verpflichtet, 
den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes, durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken 
sowie bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden einen bestimmten Standard an Maß-
nahmen zur Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten.  
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7 Berücksichtigung umweltschützender Belange 
Die Aufstellung der Abrundungssatzung „Hauptstraße“ wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
aufgestellt. Sie unterliegt somit keiner Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 
BauGB. Im Folgenden wird dennoch eine Abschätzung der Umweltfolgen vorgenommen, um die Belange 
von Natur und Landschaft zu berücksichtigen 

Gemäß § 34 Abs. 5 Satz 4 BauGB ist bei dem Planungsvorhaben die Eingriffsregelung anzuwenden und 
über Vermeidung und Ausgleich zu entscheiden.  

Im Zuge der Bauantragsplanung ist daher auf Grundlage der geplanten Bebauung und Gestaltung der nicht 
überbaubaren Bereiche eine naturschutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung nach der „Hessischen 
Kompensationsverordnung“ einzureichen sowie ggf. daraus resultierende Ausgleichsmaßnahmen vorzuse-
hen. 

Im Umweltsteckbrief (vgl. Kapitel 10) werden die möglichen Auswirkungen des Vorhabens bzw. der durch 
die Satzung vorbereiteten möglichen Auswirkungen auf die Schutzgüter des UVPG kurz erläutert und dar-
gestellt. 

8 Bodenordnung  
Für die Umsetzung des Vorhabens sind keine bodenordnerischen Maßnahmen erforderlich. Die Sicherung, 
der auf privaten Grundstücken vorhandenen Leitungsinfrastruktur, erfolgt über die Eintragung entsprechen-
der Baulasten, in Form von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Versorger und Anlieger.  

9 Kosten  
Der Gemeinde Grebenhain entstehen durch die Planung sowie Umsetzung der Satzung ausschließlich Pla-
nungskosten im Zuge der Aufstellung der Abrundungssatzung. 
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10 Umweltsteckbrief 
10.1 Belange von Natur und Landschaft 
Voraussetzung für die Aufstellung der Abrundungssatzung „Hauptstraße“ im OT Grebenhain nach § 34 Abs. 
4 Satz 3 BauGB ist,  

- dass diese mit der geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist; 
- die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet wird und 
- keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutz-

güter bestehen. 

Diese Kriterien sind hier bei der Abrundungssatzung erfüllt. 

Im nachfolgenden werden aus Gründen der Umweltvorsorge die Schutzgüter des UVPG und die aus der 
Planung resultierenden möglichen Beeinträchtigungen auf die einzelnen Schutzgüter kurz beschrieben. 

10.2 Bestandsaufnahme und Umweltwirkungen 
10.2.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Bestand 
Die aktuelle Ausstattung des Geltungsbereiches definiert sich über die vorhandene Bestandsbebauung 
(Einzelhausbebauung) mit den daran gärtnerisch gestalteten Freiflächen sowie im Bereich der „Baulücke“ 
durch unbefestigte Wiesenflächen. Im Süden grenzt ein Gehölzstreifen das Gebiet im Bereich der 
bestehenden Bebauung zur „Hauptstraße“ (B 275) ab. Weitere Gehölzstreifen befinden sich zur Eingrünung 
des Gebietes entlang der östlichen Seite des Geltungsbereiches. Die bereits bebauten Grundstücke weisen 
z.T. strukturreiche Gartenbereiche aus mit Baumgruppen und Einzelbäumen heimischer Arten. 

Im Westen wird der Geltungsbereich durch landwirtschaftliche Flächen (Grünland) begrenzt. Im Norden, 
Osten und Süden grenzen Siedlungsbereiche mit intensiven Gemeinbedarfsnutzungen an, darunter die 
Oberwaldschule Grebenhain, die Gemeindeverwaltung, die Straßenmeisterei und die DRK-Rettungswache. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rund 8.865 m². Aufgrund der vorhandenen Strukturen und 
Nutzungen ist er weitestgehend als strukturreich einzustufen und von mittlerer Bedeutung hinsichtlich des 
Arten- und Biotopschutzes. 

Wertgebende Biotopstruktur, wie ältere Bäume befinden sich im Geltungsbereich im Bereich der vorhande-
nen Einzelhausbebauung, hier innerhalb der gärtnerisch angelegten Hausgärten. In den aktuell unbebauten 
Flächen (Baulücke) sind keine wertbegebenden Strukturen und Lebensräume (Gehölzbestand, artenreiche 
Wiesenflächen /Säume) zu verzeichnen. 

 

Abb. 5: Luftbild Darstellung des Geltungsbereichs mit angrenzenden Nutzungen 
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Vorkommen planungsrelevanter Arten / Beurteilung artenschutzrechtlicher Belange 

Die Beurteilung der artenschutzrechtlichen Belange wird unter Berücksichtigung des Leitfadens für die ar-
tenschutzrechtliche Prüfung in Hessen durchgeführt. Maßgeblich für die Belange des Artenschutzes sind die 
Vorgaben des § 44 ff. Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in Verbindung mit den Vorgaben der FFH-
Richtlinie (FFH-RL) sowie der Vogelschutzrichtlinie (VRL). Die in § 44 Abs. 1 BNatSchG genannten Verbote 
gelten grundsätzlich für alle besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten sowie weiterhin für alle streng 
geschützten Tierarten (inkl. der Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) und alle europäischen Vogelarten. 
In Planungs- und Zulassungsvorhaben gelten jedoch die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG nur für die nach 
BNatSchG streng geschützten Arten sowie für europäische Vogelarten mit ungünstigem Erhaltungszustand. 
Arten mit besonderem Schutz nach BNatSchG sind demnach ausgenommen. Für diese übrigen Tier- und 
Pflanzenarten gilt jedoch, dass sie im Rahmen der Eingriffsregelung mit besonderem Gewicht in der Abwä-
gung zu berücksichtigen sind. 

Der art-/gruppenspezifische Untersuchungsraum ragt über den Eingriffsbereich hinaus, damit Wirkzusam-
menhänge zwischen dem Eingriff und dessen Wirkung auf die jeweilige Art ermittelt werden können. 

Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Beurteilung des Projekts sind folgende Nutzungen im Plangebiet 
bedeutsam: 

- Bestehende Straßenverkehrsflächen (Hauptstraße / B275, Ahlmüllersweg) sowie weitere öffentliche 
Straßen im Umfeld des Geltungsbereiches: Die Hauptstraße (B 275) sowie auch untergeordneten 
Kreis- oder Gemeindestraßen selbst bieten keine möglichen Lebensstätten für geschützte Arten. 
Bauwerke, die Lebensstättenfunktionen aufweisen könnten, sind nicht vorhanden. 

- Siedlungsbereiche: Nordöstlich, südlich sowie südöstliche grenzen Siedlungsstrukturen des Ge-
meindegebietes Grebenhain an den Geltungsbereich. Im Geltungsbereich selbst sind bereits vor-
handen Siedlungsnutzungen (Wohnbebauung) vorhanden. Hier im Umfeld sind daher Wohnbebau-
ung, Gemeinbedarfsflächen, Gewerbeflächen mit unterschiedlich ausgeprägten Gärten bzw. Grün-
flächen zu finden. 

- Hecken und Gehölze: Hierbei handelt es sich um eine Feldhecke/Baumreihe entlang der Haupt-
straße sowie kleine Gehölzstreifen entlang des Ahlmüllersweg und kleinere Gehölzbestände (Gebü-
sche), Baumgruppen und Einzelbäume, innerhalb des Plangebietes, hier vor allem im Bereich des 
vorhandenen Hausgartens der bestehenden Wohnbebauung. 

- Grünland: Im Plangebiet, im Bereich der aktuell nicht bebauten und gärtnerisch genutzten Flächen, 
kommen unterschiedlich ausgeprägte Grünlandbestände vor, welche sich hinsichtlich ihrer Nutzung 
und somit ihrer Artenausstattung unterscheiden. Im nördlichen Teil des Plangebietes sind eher in-
tensiv genutzte Wiese/Grünlandbereiche zu finden. Im östlichen Teil ist eine weniger nutzungsinten-
sive Wiese vorzufinden. 

Unter Zugrundelegung der beschriebenen Strukturen im Plangebiet werden die folgenden Artengruppen ei-
ner artenschutzrechtlichen Relevanzprüfung unterzogen. Sie werden von Artikel 1 der Vogelschutz-Richtlinie 
erfasst oder in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführt: 

Tabelle 1: Abschichtung der potenziell relevanten Artengruppen 

Artengruppe Relevanz Begründung 
Farn- und 
Blütenpflanzen 

keine Bei den wenigen Arten des Anhang IV handelt es sich durchweg 
um spezialisierte und/oder seltene Arten, deren Ansprüche im 
Umfeld des geplanten Eingriffs nicht erfüllt werden. Das 
Vorkommen europarechtlich geschützter Pflanzenarten wurde 
im Rahmen der Biotoptypenkartierung ausgeschlossen. 

Weichtiere keine Bei den wenigen Arten des Anhangs IV handelt es sich 
durchweg um spezialisierte und/oder seltene Arten, deren 
Ansprüche im Plangebiet nicht erfüllt werden. 

Fische und 
Rundmäuler 

keine Das Plangebiet bietet keinen Lebensraum für Fische oder 
Rundmäuler. 

Käfer keine Die südwestlich in einem Abstand von ca. 450 m zum 
Plangebiet vorhandene Waldfläche sowie im Umfeld 
zusammenhängenden Feldgehölze/Feldhecken/Gebüsche 
stellen einen potenziellen Lebensraum der Artengruppe dar. 
Allerdings ist aufgrund des Abstandes zum Plangebiet und der 
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im Plangebiet vorhandenen Vorbelastungen (Lärm, optische 
Beunruhigung) mit keiner Beeinträchtigung der Art zu rechnen. 

Libellen keine Bei den wenigen Arten des Anhangs IV handelt es sich 
durchweg um spezialisierte und/oder seltene Arten, deren 
Ansprüche im Plangebiet nicht erfüllt werden. 

Schmetterlinge gegeben Die im Plangebiet vorhandenen Grünlandbestände/Wiesen 
unterschiedlicher Ausprägung und Nutzung stellen einen 
potenziellen Lebensraum für die Artengruppe dar. Ein 
Vorkommen kann diesbezüglich nicht ausgeschlossen werden. 

Amphibien keine Das Plangebiet weist keine potenziellen Lebensräume der 
Artengruppe auf.  

Reptilien gegeben Potenzielle Habitate von Reptilien stellen die ruderalen 
Straßensäume und die wenigen trockenen Randbereich an den 
Nutzungsgrenzen dar. Das Vorkommen von Reptilien ist daher 
weiter zu betrachten. 

Vögel gegeben Vögel sind weiter zu bearbeiten. Es ist eine Vielzahl geeigneter 
Lebensräume innerhalb des Plangebietes vorhanden. 

Fledermäuse gegeben Fledermäuse sind weiter zu betrachten. Potenzielle 
Lebensräume im Plangebiet sind vorhanden. 

Sonstige Säugetiere gegeben Das Plangebiet stellt mit den wenigen, aber vorhandenen 
Gehölzstrukturen (Feldhecke, Gebüsche) sowie den in etwas 
Abstand vorhandenen Waldflächen und zusammenhängenden 
Gehölzstrukturen im Umfeld einen potenziellen Lebensraum 
bzw. Habitat der Haselmaus dar.  
Ein Vorkommen weiterer in Hessen vorkommender FFH-IV-
Arten (wie Hamster oder Wildkatze) im Eingriffsbereich kann mit 
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. 

Aktuell sind keine Nachweise der für diesen Planungsraum relevanten Artengruppen/Tiere im Plangebiet 
bekannt. 

Auch wurden im Zuge eigener Bestandserhebungen (Übersichtbegehungen Frühjahr 2026) keine besonders 
geschützten Tier- und Pflanzenarten sowie streng geschützte Tierarten der o.g. planungsrelevanten Arten-
gruppen bzw. dessen Lebensräume (Nester, Höhlen etc.) gesichtet.  

Aufgrund der z.T. dauerhaft bestehenden Nutzungen im Plangebiet sowie den bestehenden Vorbelastungen 
aus angrenzenden Nutzungen (Verkehrsflächen, Siedlung (Gemeinbedarf), Landwirtschaft) besteht nach 
Einschätzung im Zuge der Übersichtsbegehungen nur ein geringes Potenzial an Vorkommen planungsrele-
vanter Arten. Diese werden im nachfolgend kurz beschrieben und bewertet. 

Avifauna: Die vorhandenen Gehölzstrukturen (Baumgruppen/Einzelbäume, Feldgehölze und Gebüsche) 
stellen einen potenziellen Lebensraum für Brut- und Rastvögel dar. Weiterhin stellen die Wiesen-/Grünland-
flächen/Säume einen potenziellen Lebensraum für bodenbrütende Vogelarten, wie z.B. die Feldlerche dar. 
Weiterhin kann die vorhandene Bebauung potenziellen Lebensraum gebäudebrütender Vogelarten darstel-
len. Konkrete Nachweise von Avifauna (Nester/Bodennester/Bruthöhlen) konnten im Plangebiet jedoch nicht 
nachgewiesen werden. Durch die Abrundungssatzung wird eine weitere Bebauung im Geltungsbereich er-
möglicht, jedoch auf vorbelasteten, unter Siedlungseinfluss stehenden Flächen. Dabei enthält die vorlie-
gende Satzung bereist Maßnahmen zum Arten- und Biotopschutz, um mögliche Eingriffe in Natur und Land-
schaft sowie in potenzielle Lebensräume auf ein Minimum zu reduzieren. Es kann daher ausgeschlossen 
werden, dass es durch das Vorhaben zu einer Verringerung der Artenvielfalt im Plangebiet selbst sowie im 
weiteren Umfeld kommt, da ausreichend Lebensräume im Vorhabengebiet sowie Alternativlebensräume (Bi-
otope) im Umfeld weiterhin zur Verfügung stehen. 

Säugetiere, hier Haselmaus:  Die im Plangebiet sowie in der Umgebung befindlichen Gehölzstrukturen 
(Feldhecken, Gebüsche und der im Abstand von ca. 450 m befindliche kleine Wald) mit Vorkommen von 
früchtetragenden Sträuchern sowie Haselnusssträuchern stellen einen potenziellen Lebensraum der Hasel-
maus dar. Nachweise der Art liegen aktuell nicht vor. Weiterhin kann ausgeschlossen werden, dass das 
Vorhaben zu einer Verringerung der auf dieses Gebiet angewiesenen Tierpopulation, hier Haselmaus 
kommt, da das Gebiet aufgrund der Vorbelastungen im Hinblick auf optische Beunruhigung, Lärm durch die 
bestehenden Nutzungen (B 275, sonstigen Verkehrsflächen und Nutzungen) unattraktiv für die Art ist und 
zudem bereits genügend Ausweichhabitate im Umkreis des Vorhabens zur Verfügung stehen. Zudem 
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werden diese vorhandenen Biotop-/Habitatstrukturen (Gebüsche, Feldhecke) im Plangebiet weitestgehend 
erhalten. 

Fledermäuse: Die im Planungsraum vorhandene Bebauung sowie umliegenden Siedlungsstrukturen stellen 
einen potenziellen Lebensraum für Fledermäuse dar. Der z.T. alte Gehölzbestand sowie der in ca. 450 m 
Abstand beginnende Wald stellen mit ggf. vorhandene Baumhöhlen einen potenziellen Lebensraum dar. 
Aktuell sind jedoch im Plangebiet keine Vorkommen von Fledermausquartieren bekannt. Jedoch kann der 
Planungsraum selbst aufgrund seiner Ausstattung als mögliches Jagdrevier/-habitat dienen. Mit möglichen 
Störungen oder Beeinträchtigungen der Art wird bei der Umsetzung des Vorhabens jedoch nicht gerechnet. 

Reptilien: Die sonnigen und trockenen ruderalen Randberiech/Säume an den Verkehrsflächen/Nutzungs-
grenzen des Plangebietes stellen einen potenziellen Lebensraum wärmeliebender Reptilien, wie insbeson-
dere der Zauneidechse dar. Zauneidechsen, als bezüglich ihrer Lebensraumstrukturen stark anthropogen 
geprägte Lebewesen, besiedeln Magerbiotope wie Straßenräder, Säume, trockene Übergänge zw. Gebüsch 
und Wiesen aber auch Siedlungsbiotopen. Aufgrund der Biotopausstattung im Plangebiet selbst sowie an-
grenzenden Bereichen, ist von einer Eignung als Lebensraum und damit einem Vorkommen der Zau-
neidechse (Lacerta agilis) im Plangebiet auszugehen. Konkrete Nachweise im Plangebiet sind jedoch nicht 
bekannt. Aufgrund der bestehenden Nutzungen und Vorbelastungen des Plangebietes sowie der Kleinteilig-
keit an Biotopen kann jedoch davon ausgegangen werden, dass das Vorhaben zu keiner Verringerung der 
auf dieses Gebiet angewiesenen Tierpopulation, hier Reptilien kommt, da genügend Ausweichhabitate im 
Umfeld des Vorhabens zur Verfügung stehen sowie keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art in An-
spruch genommen werden. 

Insekten: Die bestehenden z.T. artenreichen Wiesen sowie auch ruderalen Säume stellen prinzipiell auch 
einen potenziellen Lebensraum für Insekten dar. Aufgrund des Potenzials und der Nutzungen der Frischwie-
sen kann nicht generell ausgeschlossen werden, dass streng geschützte Arten gemäß des Anhang IV der 
FFH-Richtlinie vorkommen. Ein Vorkommen wurde bisher allerdings nicht nachgewiesen. Im Plangebiet 
selbst ist aufgrund der bestehenden Nutzungen und der Kleinteiligkeit der Flächen ein Vorkommen von 
streng geschützten Arten unwahrscheinlich. Es kann dennoch ausgeschlossen werden, dass das Vorhaben 
zu einer Verringerung der auf dieses Gebiet angewiesenen Tierpopulation, hier Insekten kommt, da genü-
gend Ausweichhabitate im Umkreis des Vorhabens zur Verfügung stehen. Zudem werden diese vorhande-
nen wertvollen Biotop-/Habitatstrukturen durch das Vorhaben nicht beansprucht. 

Biologische Vielfalt 

Der Begriff biologische Vielfalt oder Biodiversität umfasst laut Bundesamt für Naturschutz die Vielfalt der 
Arten 

- die Vielfalt der Lebensräume und 
- die genetische Vielfalt innerhalb der Tier- und Pflanzenarten. 

Alle drei Bereiche sind eng miteinander verknüpft und beeinflussen sich gegenseitig; bestimmte Arten sind 
auf bestimmte Lebensräume und das Vorhandensein ganz bestimmter anderer Arten angewiesen. Der Le-
bensraum wiederum hängt von bestimmten Umweltbedingungen wie Boden-, Klima- und Wasserverhältnis-
sen ab. Die genetischen Unterschiede innerhalb der Arten verbessern die Chancen der einzelnen Art, sich 
an veränderte Lebensbedingungen (z.B. durch den Klimawandel) anzupassen.  

Wie bereits beschrieben, ist das Planungsgebiet durch die angrenzenden Siedlungsstrukturen und die damit 
verbundenen Nutzungen anthropogen beeinflusst sowie durch die benachbarten Grünlandbestände geprägt.  

Die biologische Vielfalt im Geltungsbereich ist aufgrund der Strukturvielfalt (Bebauung, Hausgarten, unter-
schiedliche Gehölzstrukturen und Wiesenfläche) von mittlerer Bedeutung. 

Im Planungsgebiet sind keine Vorkommen artenschutzrelevanter oder invasiver Arten bekannt. Geschützte 
Biotope sind nicht vorhanden.  

Bewertung 
Gegenüber der bestehenden Biotopausstattung kommt es durch die Aufstellung der Abrundungssatzung und 
der damit zulässigen Nutzung zu einer möglichen Überbauung und Neuversiegelung im Bereich der noch 
unbebauten Flächen/Grundstücke. Hierbei handelt es sich weitestgehend um artenarme Wiesenflä-
che/Säume ohne wertgebende Strukturen, wie alte Gehölzbestände etc. 

Die im Plangebiet vorkommenden Gehölze besitzen aktuell keinen Schutzstatus, können jedoch durch die 
getroffenen Festsetzungen zum Arten- und Biotopschutz weitestgehend erhalten bleiben. 
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Insgesamt sind die Biotope des Geltungsbereiches anthropogen beeinflusst (Bebauung, Hausgärten, Wie-
senflächen im Siedlungsbereich). Dennoch kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden, dass die im Pla-
nungsraum vorkommenden Biotopstrukturen als Habitate für Vögel, Insekten und Kleinsäuger genutzt wer-
den. Um vor allem Vögel nicht in ihrer Brutzeit zu stören, sollte zu deren Schutz mit der Baumaßnahme 
schon vor Beginn der Brutperiode (i.d.R. ab 1. März) begonnen werden. Nach § 39 BNatSchG ist das Roden 
oder der Rückschnitt von Gehölzen ausschließlich in den Wintermonaten im Zeitraum vom 1. Oktober bis 
28. Februar zulässig. Zudem sind an das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen (Gebüsche, Bäume) vor 
mechanischen Schädigungen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen, nach DIN 18920 und R SBB, zu 
schützen. Diese eingriffsminimierenden Maßnahmen sind Bestandteil der Abrundungssatzung und somit 
einzuhalten. 

Die biologische Vielfalt im Plangebiet selbst ist aufgrund der vorhandenen Biotopstrukturen von mittlerer 
Bedeutung. 

Durch die Umsetzung und Einhaltung der in der Abrundungssatzung angegebenen Maßnahmen zum Arten- 
und Biotopschutz sind keine erheblichen oder zusätzlichen Beeinträchtigungen auf die biologische Vielfalt 
innerhalb des Planungsraums erkennbar. 

10.2.2 Fläche und Boden 
Bestand 
Fläche 

Für das Schutzgut „Fläche“ ist zu betrachten, welches Verhältnis zwischen überbautem Bereich und unbe-
bautem Bereich besteht. Der Geltungsbereich der Satzung umfasst eine Fläche von rund 8.865 m². Hiervon 
sind bereits durch die vorhandene Bebauung mit Nebenanlagen Flächen überbaut und versiegelt. Durch das 
Vorhaben ist eine Neuversiegelung/Überbauung im Bereich der unbebauten Wiesenflächen möglich. Die 
Größe bzw. der Umfang richtet sich dabei an die umgebende Wohn-/Mischgebietsbebauung. 

Boden 

Bei den im Geltungsbereich der Satzung vorkommenden Böden handelt es sich, nach Angaben des 
BodenViewer Hessen, um eine bereits anthropogen geprägte Bodenform in der Nähe von Siedlung und 
Verkehr.  

Auch im Bereich der vorhandenen unbebauten Wiesenfläche (Baulücke) handelt es sich um 
siedlungsgeprägte Böden.  

Beim Boden ist in den betroffenen Bereichen nicht von höherwertigen Böden hinsichtlich z.B.  

- allgemeiner Bodenfunktionen wie etwa Speicher- und Reglerfunktion der Böden (Filter- und Puffer-
eigenschaften), natürliche Ertragsfunktion  

- biotische Lebensraumfunktion (keine naturnahe Ausprägung bei dem von der Baumaßnahme  
beanspruchten Bereich)  

auszugehen. Es sind ausschließlich anthropogen, stark veränderte Böden des Siedlungsbereiches betroffen. 
Seltene und schützenswerte Bodenformationen sind nicht vorhanden. 

Bewertung 
Die Böden innerhalb des Geltungsbereiches können aufgrund ihrer anthropogenen Überformung nur in ein-
geschränktem Maße natürliche Bodenfunktionen übernehmen. Aufgrund der Lage im Außenbereich des 
Ortsteils Grebenhain und der vorhandenen Bebauung, kann selbst in den Bereichen des Hausgartens sowie 
den vorhandenen Wiesenflächen nicht mehr von einem natürlichen Bodenprofil ausgegangen werden. 

Das Schutzgut „Boden“ hat somit im Geltungsbereich der Abrundungssatzung eine geringe Bedeutung. Es 
ist festzustellen, dass die Wertigkeit des Schutzgutes „Boden“ als „gering“ einzustufen ist, aufgrund der feh-
lenden Natürlichkeit in Verbindung mit der geringen zusätzlichen Versiegelung.  

Das Schutzgut „Fläche“ hat bei diesem Vorhaben, ebenso wie das Schutzgut „Boden“, aufgrund seiner Aus-
prägung und Vorbelastung nur eine untergeordnete Rolle. Insgesamt muss sich die mögliche zusätzliche 
Überbauung/Versiegelung innerhalb des Geltungsbereiches den baulichen Gegebenheiten angrenzender 
Strukturen anpassen und eingliedern und ist somit deutlich beschränkt. Die Flächeninanspruchnahme durch 
das Vorhaben betrifft ausschließlich anthropogen überformt Bereiche (Wiesenflächen/Säume/Hausgärten). 
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Gemäß den Festsetzungen der Abrundungssatzung sind, wo möglich, versickerungsfähige Oberflächenbe-
festigungen einzubauen. Die Flächenversiegelung ist auf das nötigste Maß zu beschränken. Die an die Be-
bauung angrenzenden Freiflächen werden gärtnerisch angelegt und ökologisch aufgewertet. 

10.2.3 Wasser 
Das Schutzgut „Wasser“ gliedert sich in die Bereiche Grundwasser und Oberflächengewässer. Hinsichtlich 
des Grundwassers sind die bewertungsrelevanten Schutzfunktionen vor allem die Verschmutzungsempfind-
lichkeit und das Grundwasserdargebotspotenzial. Das Teilschutzgut ‚Oberflächengewässer’ umfasst sowohl 
Gewässer natürlichen Ursprungs als auch anthropogene Gewässer. 

Das Schutzgut „Wasser“ hat im Naturhaushalt die Aufgabe, die Wassermenge und –güte des ober- und 
unterirdischen Wassers zu erhalten, zu erneuern und nachhaltig zu sichern. 

Bestand 
Grundwasser 

Hydrologisch gesehen gehört der Geltungsbereich in den hydrogeologischen Großraum „Oberrheingraben 
mit Mainzer Becken und nordhessischem Tertiär“ (Großraum-ID: 03). Hier im hydrogeologischen Teilraum 
„Vogelsberg“ (Teilraum-ID: 03302, vgl. Wasserviewer Hessen, HLNUG) 

Die Durchlässigkeit des Grundwasserleiters ist mäßig. Die Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung ist 
gering bis sehr gering. 

Durch die vorhandene Bebauung bzw. Versiegelung und die damit verbundenen gestörten Bodenprofile kön-
nen zusätzliche Beeinträchtigungen der Grundwasserbildungsfähigkeit erwartet werden. Aufgrund der Ver-
siegelung und der veränderten Bodenverhältnisse können keine Angaben zur Verschmutzungsempfindlich-
keit gemacht werden.  

Oberflächengewässer 

Im Geltungsbereich der Satzung befinden sich keine natürlichen oder anthropogenen Fließ- oder Stillgewäs-
ser. 

Starkregenereignisse 

Von Starkregen wird gesprochen, wenn in kurzer Zeit und meist räumlich begrenzt, sehr hohe Niederschlags-
mengen auftreten. Solche Extremwetterereignisse werden mit voranschreitendem Klimawandel wahrschein-
lich verstärkt vorkommen, da höhere Temperaturen intensivere Niederschlagsereignisse begünstigen. 

Das Land Hessen hat mit dem Projekt "Klimprax - Starkregen und Katastrophenschutz für Kommunen" ein 
dreistufiges Informationssystem für seine Kommunen bereitgestellt. Im Rahmen des Projektes wird eine 
Starkregen-Hinweiskarte zur Identifizierung von besonders, durch Starkregen, gefährdeten Kommunen be-
reitgestellt. Die Karte beinhaltet den „Starkregen-Index“ und den „Vulnerabilitäts-Index“ für jede  
1*1 km-Kachel. Laut Starkregen-Hinweiskarte wird der Starkregenhinweis-Index im Geltungsbereich als 
„hoch“ eingestuft und die Vulnerabilität als „nicht erhöht“ eingestuft.  

 

Abb. 6: Ausschnitt der Starkregen-Hinweiskarte, Satzungsgebiet rot markiert, ohne Maßstab 
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Dadurch ergibt sich ein erhöhtes Planungserfordernis im Hinblick auf die Entwässerungsplanung im Gel-
tungsbereich. 

Bewertung  
Durch die Ausweisung der Abrundungssatzung und der damit verbundenen zusätzlich möglichen Überbau-
ung, Versiegelung und Bodenverdichtung wird vorhandene Infiltrationsfläche von Regenwasser in Anspruch 
genommen. Eine Erhöhung des Oberflächenwasserabflusses findet im Bereich der Überbauung statt, diese 
kann aber aufgrund der verbleibenden Grün- und Freiflächen im Geltungsbereich als gering eingeschätzt 
werden.  

Die Abrundungssatzung ermöglich nur eine der Umgebung angepassten Bebauung und damit verbundenen 
Versiegelung und führt somit zu keiner erheblichen Inanspruchnahme von Infiltrationsfläche gegenüber dem 
Bestand.  

Das Schutzgut „Wasser“ hat somit im vom Vorhaben betroffenen Bereich insgesamt eine geringe Bedeutung. 
Das anfallende Oberflächenwasser soll, wenn möglich, vor Ort versickern und wird teils dem Trennsystem 
der Gemeinde Grebenhain zugeführt. 

Um die Versickerung von Regenwasser vor Ort zu fördern, wird wo möglich, auf versickerungsfähige Ober-
flächenbeläge zurückgegriffen (z.B. in Form von Parkplätzen mit Rasenfugenpflaster). Die Abrundungssat-
zung enthält entsprechende Festsetzungen. Diese Festsetzungen wirken sich positiv auf den Erhalt der 
Grundwasserneubildungsrate sowie den Oberflächenabfluss von Niederschlagswasser im Plangebiet aus. 
Auswirkungen auf das Schutzgut „Wasser“ sind durch das Vorhaben nicht zu erwarten. 

Oberflächengewässer sind vom Vorhaben nicht betroffen.  

10.2.4  Klima, Luft, Klimawandel 
Das regionale und lokale Klima eines Landstriches wird neben den allgemeinen klimatischen und atmosphä-
rischen Einflüssen hauptsächlich durch seine Oberflächenstruktur und die Boden- und Landnutzung beein-
flusst. Ein wichtiges klimaprägendes Kriterium sind die unterschiedlichen Formen der Landnutzung. 

Bestand 
Der Ortsteil Grebenhain liegt zwischen 430 bis 545 m über dem Meeresspiegel. Das Klima hier im Gemein-
degebiet Grebenhain wird als warm und gemäßigt beurteilt. Die Jahresmitteltemperatur liegt bei ca. 9°C, der 
Jahresdurchschnittsniederschlag etwa bei 800 mm/Jahr. 

Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich in Siedlungsrandlage des Ortsteils Grebenhain. Das Klima 
wird hier durch die nördlich beginnenden Freiflächen bestimmt, welche als Kaltluftentstehungsgebiet fungie-
ren.  

Das Gebiet weist eine geringe klimatisch-lufthygienische Empfindlichkeit gegenüber einer Nachverdichtung 
auf.  

Bewertung 
Durch die zusätzliche Flächenversiegelung ist mit einer Einschränkung der Verdunstung und einer Erwär-
mung des lokalen Mikroklimas im Geltungsbereich der Satzung selbst zu rechnen.  

Auf Grund der geringen Größe der geplanten Ausweisung, im Verhältnis zum Gemeindegebiet bzw. der Lage 
innerhalb bzw. unmittelbar angrenzend an dem bebauten Siedlungsbereich, ist der Eingriffsbereich von un-
tergeordneter Bedeutung für die lokalklimatischen Verhältnisse des Ortsteil Grebenhain. Spürbare Verände-
rung der klimatischen oder lufthygienischen Bedingungen im Ortsteil Grebenhain werden durch das Vorha-
ben nicht hervorgerufen. 

Die bauplanungsrechtlich zulässige Bebauung wird keine besonderen und speziell für die Luftqualität rele-
vanten Emissionen zur Folge haben. Die Planung wird zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen hinsichtlich 
der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen Luftqualität führen. 

Veränderungen, die den Klimawandel begünstigen (z.B. durch Treibhausgasemissionen, Aufheizung von 
Siedlungsbereichen, Veränderung des Wasserhaushalts etc.) werden aufgrund des geringen Umfangs des 
Vorhabens nicht hervorgerufen. 

10.2.5  Mensch, menschliche Gesundheit und Erholung 
Bestand 
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Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich am südwestlichen Ortsrand des Ortsteils Grebenhain, der 
Gemeinde Grebenhain, knapp 300 m vom Ortszentrum Grebenhain entfernt. Der Geltungsbereich grenzt 
südlich, östlich und nordöstlich an bestehende Bebauung und Siedlungsnutzungen von Grebenhain an. Auch 
südwestlich befindet sich am Ortrand noch eine Einzelbebauung, welche durch eine Feld-/Wirtschaftsweg 
vom Geltungsbereich der Satzung getrennt ist. Geprägt ist der Geltungsbereich durch die angrenzenden 
Gemeinbedarfsflächen (Schule, Gemeindeverwaltung, Straßenmeisterei, Rettungswache), welche nicht der 
Freizeit- und Erholungsnutzung dienen. Im Norden schließen sich landwirtschaftlich genutzte Grünlandbe-
stände – Offenland mit vereinzelten Gehölzstrukturen an.  

Es handelt sich bei dem Geltungsbereich zu einem Großteil um im Privatbesitz befindliche Flächen, somit 
stellen diese keinen öffentlichen Naherholungsort dar. Auch die im Umfeld befindlichen Offenlandbereiche 
werden von Feld-/Wirtschaftswegen durchzogen und werden als Spazierwege, zum Joggen, Radfahren 
durch die Bewohner von Grebenhain genutzt. Ca. 230 m nordöstlich befindet sich der Sportplatz sowie Ten-
nisplätze des Ortsteils Grebenhain, welche ebenfalls der Freizeit- und Erholungsnutzung dienen. 

Bewertung 
Für das Ortsbild und die Erholungseignung bleibt der Bereich des Satzungsgebietes von untergeordneter 
Bedeutung. Somit kann davon ausgegangen werden, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen für das 
Schutzgut entstehen. 

Durch das geplante Vorhaben sind keine negativen Auswirkungen auf die Bewohner der Nachbarschaft zu 
erwarten. Dauerhafte Beeinträchtigungen (z.B. Lärm, Erschütterung, Staub und elektromagnetische Felder), 
die über die bereits bestehenden Einflüsse durch Besiedlung und Straßenverkehr hinausgehen, sind nicht 
zu verzeichnen. Zuwegungen und die vorhandenen Nutzungen bleiben für Eigentümer und Nutzer weiterhin 
erhalten. 

Es wird bauzeitlich und damit zeitlich begrenzt zu Lärmbelästigungen kommen. Hier sind jedoch die Vorga-
ben der TA Lärm grundsätzlich einzuhalten.  

Der Geltungsbereich grenzt unmittelbar an die Bundesstraße B 275 an. Die durch den Betrieb der Bundes-
straße B 275 entstehenden Emissionen (insbesondere Lärm, Staub) können zu Immissionen an benachbar-
ter Bebauung führen. Es obliegt den Bauherren, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen.  

Bezüglich des Schutzgutes „Mensch, menschliche Gesundheit und Erholung“ ist von keiner negativen Aus-
wirkung auszugehen, da der überplante Bereich bereits unmittelbar an den besiedelten Raum angrenzt und 
derzeit keinen Erholungswert besitzt, der durch eine teilweise Neubebauung nennenswert beeinträchtigt 
würde. 

10.2.6  Kultur und Sachgüter 
Denkmale sowie Kultur- und Sachgüter sind im Planungsgebiet nicht bekannt. Der Planungsbereich ist nicht 
Teil eines kulturhistorischen Ortsbildes. 

Gebäude oder anderweitige Baustrukturen mit kulturhistorischer Bedeutung sind im Satzungsgebiet nicht 
vorzufinden.  

10.2.7 Landschafts-/Ortsbild 
Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich am westlichen Ortsrand des Ortsteils Grebenhain, entlang 
der „Hauptstraße“ (B 275). Das Gebiet ist durch die vorhandene Einzelhausbebauung sowie im weiteren 
Verlauf durch große Gemeinbedarfsbebauung geprägt. Die vorhandene Einzelhausbebauung mit großen 
Hausgärten und den vorhandenen Gehölzstrukturen dominiert im Geltungsbereich und bindet diesen in das 
Ort- und Landschaftsbild ein. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut“ Land-
schafts-/Ortsbildbild“ entstehen. Zudem muss sich gemäß § 34 Abs. 1 BauGB die zulässige Bebauung hin-
sichtlich der baulichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen.   

10.2.8  Natura 2000-Gebiete, sonstige Schutzgebiete und -objekte (§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB)  
Das Satzungsgebiet befindet sich innerhalb des Naturparks „Naturpark Hoher Vogelsberg“. Natura 2000-
Gebiete, hier das Vogelschutzgebiet „Vogelsberg“ beginnt westlich des Geltungsbereichs in einem Abstand 
von ca. 250 m. Es ist davon auszugehen, dass die Erhaltungsziele des Gebietes durch die Ausweisung der 
Abrundungssatzung nicht beeinträchtigt werden. Weitere Natur 2000-Gebiete befinden sich nicht im Umfeld 
des Geltungsbereiches der Satzung. 
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Es bestehen keine Überschneidungen mit Schutzgebieten im Sinne der §§ 23 – 26 BNatSchG (Naturschutz-
gebiete, Nationalparke, Nationale Naturmonumente, Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiete). 
Ebenfalls sind keine Naturdenkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile vorhanden.  

Trinkwasserschutzgebiete oder Heilquellenschutzgebiete sind nicht durch das Vorhaben betroffen.  

10.2.9  Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
Wechselwirkungen im Sinne des § 2 UVPG sind Eingriffsfolgen auf ein Schutzgut, die sich indirekt, d.h. i.d.R. 
auch zeitlich versetzt, auf andere Schutzgüter auswirken, wie z.B. die Verlagerung von Erholungsnutzungen 
aus einem überplanten Gebiet mit der Folge zunehmender Beunruhigung anderer Landschaftsteile. Wenn 
es Rückkoppelungseffekte gibt, die dazu führen, dass Veränderungen der Schutzgüter sich wechselseitig 
und fortwährend beeinflussen, sind diese Wechselwirkungen besonders zu berücksichtigen. Eine „einmalige“ 
Sekundärwirkung entspricht einer (wenn auch u.U. schwer zu prognostizierenden) Eingriffswirkung und sollte 
im Kontext der schutzgutbezogenen Eingriffsbewertung bereits abgearbeitet sein.  

Durch die in der Abrundungssatzung vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft kommt es zu keiner 
erheblichen Betroffenheit der v.g. Schutzgüter. Insgesamt gesehen werden keine erheblichen Beeinträchti-
gungen der Schutzgüter: biologische Vielfalt, Wasser, Luft, Klima, Kulturelles Erbe, sonstige Sachgüter so-
wie Mensch, menschliche Gesundheit und Erholung prognostiziert.  

Über die bereits beschriebenen Auswirkungen hinaus werden keine relevanten Wechselwirkungen zwischen 
den vorgenannten Umweltauswirkungen festgestellt.  

Von einer erheblichen Beeinträchtigung der Schutzgüter: Pflanzen/Tiere sowie Boden/Fläche ist aufgrund 
der bestehenden Vorbelastungen (Nutzungen), bei Einhaltung der genannten Festsetzungen zum Arten und 
Biotopschutz, zur Gestaltung der privaten Grünflächen bzw. Minimierung der befestigten Flächen nicht aus-
zugehen. 

Vorhandene Vorbelastungen resultieren ausschließlich aus der angrenzenden Straße („Hauptstraße“) und 
der bestehenden Wohnbebauung. Diese sind jedoch hinsichtlich Lärmes, Staub und Luftschadstoffe eher 
als „gering“ zu bewerten. 

10.3 Vermeidung- und Ausgleichsmaßnahmen 
Gemäß § 34 Abs. 5 Satz 4 BauGB ist bei Planungsvorhaben die Eingriffsregelung anzuwenden und über 
Vermeidung und Ausgleich zu entscheiden. 

Die Abrundungssatzung enthält bereits eingriffsminimierende Festsetzungen zum Arten- und Biotopschutz, 
Festsetzungen zur Gestaltung von Grünflächen sowie zur Reduzierung von Versieglung. 

Verbleibende Eingriffe in das Schutzgut „Pflanzen“ sind im Zuge der Bauantragsplanung zu bilanzieren. Hier 
ist eine naturschutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung zu erstellen und ggf. notwendige Ausgleichs-
/Kompensationsmaßnahmen darzustellen. 

10.4 Alternativenprüfung 
Bei der hier vorliegenden Ausweisung der Abrundungssatzung, am südwestlichen Ortsrand des Ortsteils 
Grebenhain, besteht durch die Eigentümer der Grundstücke/Flächen, der konkrete Bedarf für eine 
wohnbauliche Entwicklung. Die Flächen grenzen unmittelbar an die bestehende Siedlungsbebauung im 
Ortsteil Grebenhain an, sind aber dem planerischen Außenbereich zuzuordnen. Aufgrund der bereits 
bestehenden Einzelbebauung innerhalb des Geltungsbereiches der Abrundungssatzung, hier auf der 
Nordseite der „Hauptstraße“ und der angrenzenden Bebauung im Nordosten (Schulkomplex und 
Gemeindeverwaltung) sowie der gegenüberliegenden an der „Hauptstraße“ befindlichen Wohnbebauung, 
werden die hier im Geltungsbereich der Abrundungssatzungen unbebauten Flächen städtebaulich wie 
Baulücken wahrgenommen.  

Alternative Standorte zum Planvorhaben stehen derzeit nicht zur Verfügung, da es sich hierbei um Flächen 
in Privatbesitz handelt und dem Eigentümer keine anderen Flächen im Gemeindegebiet zur Verfügung ste-
hen. Ausschließlich das Flurstück 48 befindet sich in gemeindlichem Eigentum. Aus städtebaulicher Sicht 
stellt das Grundstück der Gemeinde jedoch einen Anschluss an die Bestandsbebauung dar und soll daher 
in den Geltungsbereich einbezogen werden.  

Auch der Gemeinde selbst stehen nur wenige Baugrundstücke zur Vermarktung in der Gemeinde und auch 
hier im Ortsteil Grebenhain zur Verfügung. Die verbleibenden Baulücken sowie ausgewiesenen freien 
Baugrundstücke befinden sich in Privateigentum und können durch die Gemeinde selbst nicht vermarktet 
werden. Auch Leerstandgebäude können nicht kurzfristig (Zeitraum bis 5 Jahre) von der Gemeinde 
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übernommen und weiterentwickelt werden.   

Die Gemeinde möchte jedoch vor allem jungen Menschen/Familien ermöglichen hier in Nähe ihrer Familie 
wohnhaft zu bleiben und somit den Siedlungsbestand beibehalten und zu entwickeln, umso auch die vor-
handene Infrastruktur (Schulen, Kindergärten etc.) weiter im Gemeindegebiet aufrecht zu erhalten und dem 
demographischen Wandel entgegenwirken. 

10.5 Artenschutzrechtliche Prüfung, Umweltschäden (§§ 44, 19 BNatSchG) 
Die Freiflächen im Geltungsbereich sind gut strukturiert und weisen eine gute Biotopausstattung auf. Auf-
grund ihrer Lage im besiedelten Raum und der dauerhaft anthropogenen Nutzungen weisen sie jedoch nur 
ein geringes Potenzial an Vorkommen planungsrelevanter Arten, wie die Avifauna, Fledermäuse, Insekten 
und Kleinsäuger auf.  

Die vorhandenen Biotopstrukturen (Bäume/Baumgruppen, Einzelbäume, Hecken, Wiesen) im Geltungsbe-
reich selbst sowie im weiteren Umfeld stellen einen potenziellen Lebensraum für Brut- und Rastvögel dar. 
Der Gehölzbestand sowie die Bestandsgebäude stellen einen potenziellen Lebensraum für gehölz- sowie 
gebäudebrütende Vogelarten sowie Fledermäuse dar. Zudem bieten die vorhanden Wiesen und Sträucher 
einen Lebensraum für Insekten und Kleinsäuger. 

Aktuell sind jedoch keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Nester, Baumhöhlen, Nester/Quartiere an/im 
Gebäude etc). im Geltungsbereich bekannt. 

Dennoch können im Plangebiet selbst die Vorkommen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der potenziell 
vorkommenden Arten nicht ausgeschlossen werden. Es kann jedoch ausgeschlossen werden, dass es durch 
das Vorhaben bei Einhaltung der in der Satzung getroffenen Festsetzungen zum Arten- und Biotopschutz zu 
einer Verringerung der Artenvielfalt im Plangebiet bzw. der Umgebung kommt, da weiterhin ausreichend 
Lebensräume (Biotope) zur Verfügung stehen. 

Zur Vermeidung von Störungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind zudem nachfolgende Maßnah-
men im Zuge der Umsetzung des Vorhabens vorgesehen:  

- Gehölzfällungen/-entfernungen dürfen nur außerhalb der Brutzeiten von gehölzbrütenden Vogelar-
ten (d.h. ausschließlich zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar eines jeden Jahres) erfol-
gen. 

- Die Brut- und Setzzeit der wild lebenden Vogelarten ist während der Frühlingsmonate zu berück-
sichtigen, das heißt: 
Bei Baubeginn zwischen 1. April und 31. August sind die Grünflächen (Wiesen) im gesamten Pla-
nungsraum einschließlich vorhandener Wegraine in 2-wöchigem Abstand ab Ende März regelmäßig 
zu mähen. 

- An das Baufeld angrenzende Vegetationsflächen und Gehölze sind vor mechanischen Schädigun-
gen durch geeignete Biotopschutzmaßnahmen nach DIN 18920 und R-SBB zu schützen. 

Eine abschließende Prüfung und Entscheidung zum Thema Artenschutz wird im Zuge des Genehmigungs-
verfahrens (Bauantragsplanung) von der Unteren Naturschutzbehörde vorgenommen. In Abstimmung mit 
dieser sind ggf. weitere Maßnahmen, wie die Schaffung von Ersatzlebensräumen, durchzuführen. 

10.6 Gesamtbeurteilung des Vorhabens 
Gravierende Auswirkungen sind weder für den Naturhaushalt noch für das Ortsbild zu erwarten. Die geplante 
bzw. zulässige Bebauung ist in den Geltungsbereich selbst und in die Umgebung ortstypisch und land-
schaftsgerecht einzufügen.  

Die Bestandsbewertung und die Prüfung der Auswirkungen der geplanten Bebauung auf Natur und Land-
schaft und dabei insbesondere auf die zu berücksichtigenden Schutzgüter: Arten, Biotope und biologische 
Vielfalt, Boden/Fläche, Wasser, Klima und Luft, Mensch/menschliche Gesundheit und Erholung sowie Kultur- 
und Sachgüter kommen zu dem Ergebnis, dass durch die Abrundungssatzung „Hauptstraße“ keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen der einzelnen Schutzgüter zu erwarten sind und keine Verschlechterung des Um-
weltzustandes gegenüber dem derzeitigen Bestand verursacht wird.  

Die durch das Vorhaben möglichen Eingriffe in den Grünbestand sind im Zuge von Bauantragsplanungen in 
einer naturschutzfachlichen Eingriffs-/Ausgleichbilanzierung darzustellen und Eingriffe durch geeignete Maß-
nahmen in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde zu kompensieren. 

Es ist nicht auszuschließen, dass mit den Bauvorhaben ein Verlust von Fortpflanzungs- und Lebensstätten 
wildlebender Tiere oder geschützter Arten einhergeht. Aus diesem Grund sind die in Kapitel 4.1 genannten, 
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Maßnahmen zum Arten- und Biotopschutz in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Vogels-
bergkreises umzusetzen.  
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